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Drucksache Nr. 1330 


Antrag 

der Fraktion der SPD 


Der Bundestag wolle beschließen, dem folgenden Gesetzentwurf seine 
Zustimmung zu erteilen: 


Entwurf eines Gesetzes 

Über Änderung und Aufhebung von Vor- 
schriften der Sozialversicherung 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen : 

Artikel 1 

Der § 225 a Absatz 1 der Reich sversiclierungsord- 
nung erhält folgende Neufassung: 

4 225 a 

(1) Die Neuerrichtung einer Krankenkasse (Orts-, 
Land-, Betriebs- und Innungskrankenkasse) oder 
die Erweiterung einer bestehenden Krankenkasse 
über den satzungsmäßigen Mitgliederkreis oder 
Kassenbezirk hinaus ist zulässig, wenn die Mehr- 
heit der Versicherungspflichtigen und der Arbeit- 
geber innerhalb des Versicherungsamtsbezirks, in 
dessen Bereich die neue Kasse Vv^irksam werden 
soll, zustimmt. Sind für einen Träger der Sozial- 
versicherung Versichertenälteste gewählt, so stimmen 
diese an Stelle der Versicherungspflichtigen ab. Die 
Abstimmung ist geheim, sie erfolgt für Versicherte 
und Arbeitgeber getrennt. Lehnen die Versicherten 
die Neuerrichtung oder die Erweiterung einer be- 
stehenden Krankenkasse mit Stimmenmehrheit ab, 
dann hat es hiermit sein Bewenden.” 

Artikel 2 

ln § 245 Absatz 1 der Reichs Versicherungsordnung 
wird die Zahl einhundertfünfzig durch die Zahl 
tausend und die Zahl fünfzig durch die Zahl 
fünfhundert, 

in § 250 Absatz 1 der Reichsversicherungsordnung 
die Zahl einhundertfünfzig durch die Zahl tausend 
ersetzt. 
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Artikel 3 


Dem § 252 Absatz 1 der Reichs versicherungsord- 
nung wird folgender Satz neu angefügt: 

„Der Antrag ist nur zulässig, wenn die Mehrheit 
der zu den Organen der Versicherungsträger wahl- 
berechtigten Versicherungspflichtigen, die der neu 
zu errichtenden Krankenkasse angehören sollen, in 
geheimer Abstimmung zugestimmt hat.” 

In § 252 Absatz 2 der Reichsversicherungsordnung 
wird das Wort „Dieses” ersetzt durch die Worte 
„Das Versicherungsamt”. 

Artikel 4 

§ 255 Absatz 1 der Reichsversicherungsordnung 
erhält folgende neue Fassung: 

„Eine Betriebskrankenkasse, die vor Inkrafttreten 
dieses Gesetzes bestand, wird nur zugelassen, wenn 

1. sie mindestens tausend, bei den Krankenkassen 
für landwirtschaftliche oder Binnenschiffahrtsbe- 
triebe mindestens fünfhundert Mitglieder hat 
(§§ 241, 247), 

2. ihre satzungsmäßigen Leistungen denen der maß- 
gebenden Krankenkasse mindestens gleichwertig 
sind oder binnen drei Monaten gemacht werden 
und 

3. ihre Leistungsfähigkeit für die Dauer sicher ist.” 

Artikel 5 

Der § 364 der Reichs Versicherungsordnung erhält 
folgende Fassung: 

4 364 

Jede Krankenkasse soll eine Rücklage im Betrage 
mindestens einer halben Jahresausgabe nach dem 
Durchschnitt der letzten drei Jahre haben (Rück- 
lagesoll). 

Solange das Rücklagesoll nicht vorhanden ist, hat 
die Kasse zur Auffüllung der Rücklage jährlich 
mindestens eins vom Fiundert des im Voranschlag 
vorgesehenen Beitragseinnahmesolls der Rücklage 
zuzuführen (Auffüllungssoll).” 

Artikel 6 

Die §§ 364a, 364b und 364c der Reichsversicherungs- 
ordnung, die Nummern 1, 2, 4, 5 und 6 der 
Dritten Verordnung zum Aufbau der Sozialver- 
sicherung vom 18. Dezember 1934 (RGBL I S. 1266), 
die Elfte Verordnung zum Aufbau der Sozialver- 
sicherung vom 30. November 1935 (RGBl. I S. 1408) 
und Artikel 8^1^ Siebenten Verordnung zum 
Aufbau der Sozialversicherung vom 25. Mai 1935 
(RGBl. I S. 694), 
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Abschnitt II Artikel 8 § 3 des Gesetzes über den 
Aufbau der Sozial versidierung vom 5. Juli 1934 
(RGßl. I S. 577 — Gemeinlast der Krankenversiche- 
rung — ), 

Ziffer 7 der Sozialversicherungsanordnung Nr. 30 
vom 5. Dezember 1947 (Arbcitsblatt für die bri- 
tische Zone 1947 Nr. 12 S. 425 — Rücklagen der 
Krankenkassen — ) 
werden aufgehoben. 

Artikel 7 

Die Erlasse des ehemaligen Reichsarbeitsministers 
vom 2 . Mai 1941 (RABL II S. 1 8 vom 11 . Mai 1942 
(RABL II S. 314), vom 25. April 1 944 (RABL II S. 1 00 ), 
vom 3. Juni 1944 (RABL II S. 154 und vom 
31. Oktober 1944 (RA.BL II S. 297) treten außer 
Kraft. 

Artikel 8 

Das Gesetz tritt am 1 . Oktober 1950 in Kraft, 


Bonn, den 8 . SepLember 1950 


Ollenhauer und Fraktion 
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